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Bundesrates ausgearbeitet werden.
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Sozialdemokratische Partei der Schweiz

Initiative gegen den'Missbrauch'd e s  

Bankgeheimnisses und der Bankenmacht
B a n k e r i - S n ü t i a t i w e

Im «Bundesblatt» veröffentlicht am 17. Oktober 197S
Die Unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt auf Art. 121 
der Bundesverfassung und gemäss dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 197S über die politischen Rechte, Ar­
tikel 68 ff (SR 161.1), folgendes Begehren:

Initiativtext
Die Bundesverfassung wird wie fo lg t ergänzt:

Art. 3lquater, Absätze 3 bis 6 (neu)

Abs. 3
a) Die Banken, Finanzgesellschaften, Anstalten und anderen Per­

sonen, die gewerbsmässig Vermögen Dritter entgegennehmen, 
verwalten oder veräussern, sind den Behörden und Gerichten 
in Steuer- und Strafsachen zur Auskunft verpflichtet. Das 
Amtsgeheimnis dieser Behörden und Gerichte bleibt gewahrt.

b) Die Auskunftspflicht entfällt, soweit die mutmasslichen Ein­
kommen nach pflichtgemässer Auffassung der Steuerbehör­
den durch Lohnausweis belegt sind, und soweit verrechnungs­
steuerpflichtige Vermögen die gesetzlich zu bestimmende 
Köhe nicht überschreiten. Die Gesetzgebung erlässt Bestim­
mungen zur Sicherung und rationellen Ausgestaltung der Aus­
kunftspflicht und gegen Umgehungen.

c) Die Gesetzgebung regelt im übrigen die Gewährleistung des 
Bankgeheimnisses.

d) Die Gesetzgebung regelt den Grundsatz der Unterstützung 
von Strafverfahren im Ausland, auch bei Steuer- und Wäh­
rungsdelikten. Vorbehalten bleiben die S icherheit und Ho- 
heilsrechte der Schweiz, der Schutz von Personen vor po liti­
scher und rassischer Verfolgung sowie schwere Mängel des 
Verfahrens im Ausland und das Gegenrecht.

Abs. 4
a) Die Banken und Finanzgesellschaften veröffentlichen neben 

ihren ordentlichen Bilanzen auch konsolidierte Jahresrech- 
nungen, wobei sie sämtliche Bewertungen offenlegen, die zur 
Bildung oder Auflösung von Reserven führen. Sie veröffent­
lichen ihre aktiven und passiven Beteiligungen, den Wert der 
verwalteten und hinterlegten Kunden- und Treuhandvermögen 
und geben die ausgeübten Verwaltungsratsmandate und De­
potstimmrechte bekannt.

b) Nationalbank und Bankenkommission berichten jährlich dem 
Parlament über Lage und Entwicklung der Banken und Fl- 
nanzgesellschaften.

Abs. 5
Die Gesetzgebung erlässt Bestimmungen zur Begrenzung der
Verflechtung zwischen Banken und ändern Unternehmen.

Abs. 6
Die Gesetzgebung regelt die Versicherungspflicht der Banken 
für Einlagen, soweit keine Staatsgarantie besteht.

Übergangsbestimmungen
Dem behördlichen Auskunftsrecht entgegenstehende Bestimmun­
gen des Bundös-sind aufgehoben.
Auf die Verfolgung von Verstössen gegen Steuervorschriften, die 
vor Inkrafttreten dieses Verfassungsartikels verübt werden, fin ­
den die Bestimmungen über die Pflicht zur Auskunftserteilung 
der Banken keine Anwendung.

Was die Bankeninitiative fordert
(Erläuterungen der Initianten)

1. Bekämpfung dar Steuerhinterziehung,
Internationale Solidarität

Das Bankgeheimnis dort aufheben, wo es zur Prellung dar ö f­
fentlichen. Hand im In- und Ausland missbraucht wird.

Bekämpfung der Steuerhinterziehung
Die Auskunftspflicht der Banken so regeln, dass die Selbständlg- 
erwerbenden in Zukunft steuerlich in gleicher Art erfasst werden 
können, wie heute die Arbeitnehmer mit dem Lohnausweis.
Das Bankgeheimnis aber für jene aufrachterhalten, die der Steu­
erbehörde einen Lohnausweis vorlegen müssen und Ihre Erspar­
nisse nuf Sp2rheften (oder ändern verrechnungssteuerpilichtigon 
Anlagen) haben.

Internationale Solidarität
Schmutzige Gelder aus dem Ausland aus WlrtschaftakrimlnalilSt. 
Steuerhinterziehung oder Devisenvergehen fernhalten, indem ciie 
Möglichkeit der Auskunftserteilung an ersuchende ausländische 
Regierungen eingeführt wird. Dabei aber den Schutz der Men­
schenrechte Vorbehalten.

Schutz des Werkplatzes Schweiz
Eine wichtige Ursache für dla Frankenverteuerung, die unsere 
Exportindustrie zur Abwanderung Ins Ausland zwingt, beseitigen.

2. Publizität

Durch dla Publlzltätspfllcht der Banken Licht In Ihre versteckten 
Reserven und Ihre Machtstellung In der übrigen W irtschatt b rin­
gen und die risikoreichen Internationalen Verschuldungsneize 
aufdecken.
Dem Parlament die Gelegenheit geben, die Geschäftstätigkeit der 
Banken jährlich zu diskutieren.

3. Bankeneinfluss
Die Machtstellung der Banken über die ändern Unternehmen be­
schränken und Ihre Verwaltungsmandate, Depotstlmmrechie und 
Beteiligungen begrenzen (ähnlich, wie dies auch der F.r.twurf für 
die Totairovision der Bundesverfassung vorsielit).

4. Sparerversicherung
Dis Banken verpflichten, für den Fall eines Zusammenbrucns die 
Einlagen der Sparer zu versichern.

Cie Bankeninitiative dient der öffentii- | 
chen Kontrolle der Eankentätigkeit im in- ! 
toresse von Land und Volk! i



S P S - P r e s s e k o n f e r e n z  9 . 1 1 . 1 9 7 8  (B a n k e n i n i t i a t i v e )

Von Helmut Hubacher, Präsident SPS

Ist die Bankeninitiative eine Folge von "Chiasso"? Ja und nein. Ja, 

was die Aktualität angeht. Es ist in der Politik legal, für poli­

tische Vorstös3e das richtige Timing zu wählen. Die SPS hat den 

SKA-Fall Chiasso/Zürich nicht erfunden. Aber sie hat als politische 

Partei darauf reagiert und präsentiert eine nach ihrer Meinung nö­

tige Antwort. Nein sage ich, weil "Chiasso" nur der Auslöser war. 

Die SPS hat die Bankenfrage z.B. bereits in ihrem Legislaturziel- 

Programm 1975, also vor Chiasso, aufgeführt. Nicht zuletzt ist eine 

Vereinbarung unter den Regierungsparteien daran gescheitert. Darf 

ich zudem noch darauf hinwe.isen, dass die Bankenfrage im gültigen 

Parteiprogramm von 1959 einen oberen Platz einnimmt und dass im Re­

formprogramm "Neue Schweiz" von 1952 sogar die Nationalisierung der 

Grossbanken verlangt wurde. Das Reformprogramm "Neue Schweiz" nahm 

Abschied von allen möglichen Verstaatlichungsideen, ausgenommen 

blieben die Grossbanken. Wir verlangen heute keine Nationalisierung 

Mit diesen wenigen Bemerkungen sei dargetan, dass die Bankeninitia­

tive kein kurzfristiger "Handstreich" nach dem Chiasso-Fall ist.

Was wollen wir mit dieser Initiative erreichen? Sicher nicht die Ze 

Störung des Finanzplatzes Schweiz, wie uns das bereits unterstellt 

wurde und auch in Zukunft mit Sicherheit weiterhin unterstellt wird 

Nach unserer Auffassung stimmt die Dimension des Finanzplatzes mit 

der kleinstaatlichen Struktur der Schweiz nicht mehr überein. Zudem 

halten wir heute den Werkplatz Schweiz mit seinen Arbeitsplätzen 

für gefährdeter als den Finanzplatz. Die Schwächung der industriell 

Basis steht in direktem Zusammenhang mit dem Uebergewicht des Finan 

platzes.

Die SPS-Bankeninitiative hat primär den Vorteil, dass die Diskussio 

über das Thema Finanzplatz/’',’erkplatz bereits intensiv eingesetzt ha 

Die Initiative löste "etwas" aus. Noch vor einem Jahr hiess es, das 

Ganze sei reine Wahltaktik der SPS und entbehre jeglicher objektive 

Grundlage. Das hat geändert. Die Problematik F i n a n z p l a t z/Werkplatz 

kann nicht einfach mehr negiert werden. Tagungen, Seminare und Po­

diumsgespräche sind, nicht nur bei uns, durchgeführt worden. Die 

Inseratenkampagne der Schweizerischen Bankgesellschaft, Zeitungs-
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beilagen und andere Publikationen sind darauf zurückzuführen. Mit 

einem W o r t : Wir diskutieren. Und das ist positiv.

Mit der Bankeninitiative präsentieren wir kein V/underrezepi;. Wir 

führen kein "politisches Kochbuch”, nach dem auf einfache Art präch­

tige Eintopfgerichte gekocht werden können. Umgekehrt sind wir auch 

nicht ganz ohne Erfahrungen. Die Schweiz hat verschiedentlich über- 

marcht und musste fünf Minuten vor zwölf korrigieren. Ich denke da 

an die Ausländerfrage, an die Lex Furgler, die den "Ausverkauf der 

Heimat" abstoppen sollte und an andere politische Feuerwehrübungen.

Unsere Bankeninitiative ist die folgerichtige Konsequenz eines bundes- 

rätlichen Antrages von 1976. Damals schlug der Bundesrat mit dem Ge­

setz gegen die Steuerhinterziehung die Auskunftspflicht der Banken 

gegenüber den Steuerbehörden vor. Der Ständerat blockte dieses An­

sinnen auf gewohnt brüske Art ab und der Bundesrat verteidigte seinen 

Antrag, der bei den Betroffenen als systemwidrig empört refiisiert 

wurde, mit nicht besonders übertriebenem Einsatz. Die SP-Fraktion 

verlangte im Nationalrat namentliche Abstimmung und unterlag mit nur 

91 : 74 Stimmen. Dieses Ergebnis ist damals als mittlere Sensation 

gewertet worden. Gewisse Kreise begannen an der Standfestigkeit ihrer 

politischen Freunde zu zweifeln. Im Kern bringt die SP-Bankeninitia- 

tive genau diesen bundesrätlichen Gedanken erneut ins Spiel. Niemand 

wird dem Bundesrat anlasten wollen, er habe sich leichtfertig zu 

einer Modifikation des totalen Bankgeheimnisses durchgerungen.

Die Bankeninitiative hat aber auch einen aussenpolitischen Aspekt. 

Unsere Aussenpolitik, die noch immer zu sehr fast ausschliesslich 

Aussenhandelspolitilc ist, verlässt sich stark auf konservative Struk­

turen. Die Vorgänge in Iran beweisen, auf wie brüchigen Annahmen eine 

solche Politik basiert. Das absolute Imperium des Schahs ist ins 

Wanken geraten. Noch vor wenigen Monaten erteilte der Schah der übri­

gen Welt Belehrungen übers die Währungspolitik. Heute kämpft er um das 

Ueberleben. Die Welt verändert sich. Die Schweiz läuft Gefahr, mit 

ihrem bisherigen Prinzip, das da heisst: Geschäfte um jeden Preis, 

Goodwill und Marktterrain zu verlieren. Auf die Dauer nimmt es uns 

die übrige Welt nicht mehr ab, dass wir den Privilegierten, die zum 

Teil Unterdrücker, Herrscher, Diktatoren und Ausbeuter sind, auf alle 

Zeiten schrankenloses Asyl für ihre Steuerfluchtmillionen und -millia 

den anbieten. Die übrige Welt wird es uns nicht honorieren, wenn wir 

uns an diesem Unrecht beteiligen, davon profitieren oder es ernöglicr.
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Wer behauptet, Moral habe mit Politik nichts zu tun, kann sich lang­

fristig gewaltig täuschen. Es ist möglich, dass im harten geschäft­

lichen Konkurrenzkampf moralische Prinzipien keine besondere Rolle 

spielen können. Ein Staat wird anders beurteilt und muss anders 

handeln. Der von alt Bundesrat Petitpierre proklamierte Grundsatz 

"Neutralität und Solidarität" hat seine tiefe Berechtigung und ist 

eine Verpflichtung. Wir können keinen Staat im Staate zulassen, der 

unsere offizielle Staatsmaxime missachtet.

Mit der Bankeninitiative geht es uns darum, innenpolitisch gerechtere 

Grundlagen für das Steuerrecht zu schaffen und aussenpolitisch Zeichen 

zu setzen, dass die Schweiz sich nicht ewig mit den konservativsten 

Strömungen verbündet, um geschäftlichen Nutzen daraus zu ziehen. Wenn 

es uns mit der "Neutralität und Solidarität" wirklich ernst ist, dann 

liegt die Bankeninitiative ganz auf dieser'Linie. Dass die Privile­

gierten das anders beurteilen, ist verständlich. Aber wenn der ehe­

malige USA-Verteidigungsminister und früherer General-Motors-Direktor 

einmal sagte, "was für General Motors gut ist, ist auch, gut für die 

USA", trifft das kaum für die Schweiz zu. Es liegt langfristig sogar 

.im Interesse der direkt Betroffenen, nicht schrankenlose Freiheit zu­

zulassen, sondern staatspolitische Auflagen vorzuschreiben. Bei aller 

Geschäftstüchtigkeit unserer Grossbanken, die ja unbestritten ist, 

dürfen wir nicht von ihnen Einschränkungen erwarten. Das ist nicht 

ihre Aufgabe. Ich halte es daher mit J. Keynes, der einmal sagte, die 

Bankiers müssten vor sich selber gerettet werden.

'Die SP-Bankeninitiative ist der Versuch, die Politik der Schweiz und 

damit das Image der Schweiz an neue Massstäbe heranzuführen. Wenn wir 

das sagen, geschieht das nicht axis missionarischem Eifer, sondern in 

nüchterner Ueberlegung. Die Schweiz muss handlungs- und geschäfts­

fähig bleiben. Wenn Sie lieber wollen: Das totale Bankgeheimnis, das, 

wie Dr. P. Klauser in der NZZ schrieb, "in dieser Form einmalig ist 

auf der Welt", hat sich dem unterzuordnen, was wir unter "Neutralität 

und Solidarität" verstehen.

Langfristig halten wir das nicht nur staatspolitisch für vertretbarer, 

sondern handelspolitisch auch für einträglicher.

* * -x- * *  *



•SPS-Pressekonferenz vom 9.11.1978

Die L e i t i d e e n  der B a n k e n - I n i t i a t i v e  

Von R udo lf H. Strahm, P r ä s i d e n t  der K o m m i s s i o n  B a n k e n - I n i t i a t i v e  der SPS

Wir w o l l t e n  keine Initi a t i v e  bauen, die nur k u r z f r i s t i g  auf den SKA- 
Skandal von Chiasso reagiert. Mit der B a n k e n - I n i t i a t i v e  könnte ein 
Chiasso zwar v e r h i n d e r t  w e r d e n  - und noch v i e l m e h r  dazu aber die 
Initiative ist e i g e n t l i c h  auf l ä n g e r f r i s t i g e  P e r s p e k t i v e n  u n s er er s t a a t ­
lichen Zukunf t angelegt. Ich m ö c h t e  diese P e r s p e k t i v e n  nun a u f z e i g e n  und 
damit den Inhalt der e i n z e l n e n  I n i t i a t i v a b s c h n i t t e  erläutern .

1. S t e u e r f r a g e

Wir werden in Z u k unft nicht d a r u m  h erum kommen, das S t e u e r s u b s t r a t  
der u n e r f a s s t e n  und u n b e l e g t e n  E i n k o m m e n  besser a u s z u s c h ö p f e n .  Die 
Absätze 3a und b des i t i a t i v t e x t e s  w o l l e n  eine A u s k u n f t s p f l i c h t  der 
Banken g e g e nübe r den S t e u e r b e h ö r d e n ,  wenn kein L o h n a u s w e i s  für das 
Ein kommen vorliegt. Es sagt Ihnen j e d e r  S t e u e r b e a m t e  in j e d e m  Kanton 
das gleiche, und es w is sen es alle S t e u e r k o m m i s s i o n e n  in den p o l i t i s c h e n  
Gemeinden: Bei den S e l b s t ä n d i g e r w e r b e n d e n  und K a p i t a l b e s i t z e r n  liegt ein 
immenses, u n v e r s t e u e r t e s  S t e u e r s u b s t r a t  brach, das nicht z u l e t z t  d e s h a l b  
nicht a u s g e s c h ö p f t  w e r d e n  kann, weil der S t e u e r b e a m t e  die Bank nicht 
fragen darf. Artikel 3 will nicht das B a n k g e h e i m n i s  generell a u f h e ben, 
sondern nur dort lockern, wo es s y s t e m a t i s c h  zur P r e l l u n g  des Staates 
benutzt wird. Die A u s k u n f t s p f l i c h t  soll nur g el ten für Fälle, wo kein 
Loh na u s w e i s  vorliegt. Dies ist nicht etwa eine D i s k r i m i n i e r u n g  von 
Seibständi g e r w e rben d e n , sondern sie stellt die R e c h t s g l e i c h h e i t  von 
S e l b s t ä n d i g e n ,  und U n s e l b s t ä n d i g e r w e r b e n d e n  w i e d e r  her.

2. I n t e r n a t i o n a l e  S t e u e r f l u c h t

Wir w e rden  in Zukunft  nicht da rum he rum kommen, den a u s l ä n d i s c h e n  Staater 
R e c h t s h i l f e  bei der E r m i t t l u n g  bei S c h w e i z e r b a n k e n  zu gewähren. Die 
B a n k e n - I n i t i a t i v e  fordert in Absatz 3d , nichts a n d e res, als was alle z i ­
v i l i s i e r t e n  I n d u s t r i e l ä n d e r  von uns seit l a n g e m  f o rde rn und was sie unter 
sich gewähren, näml ich R e c h t s h i l f e  bei Steue r-, W ä h r u n g s -  und W i r t s c h a f t s  
delikten. Heute f u n k t i o n i e r t  die i n t e r n a t i o n a l e  R e c h t s h i l f e  berei ts bei 
V erbre c h e n  des g e m eine n S t r a f r e c h t s .  Die F i s ka l- und W ä h r u n g s d e l i k t e ,  
die meist mit der K a p i t a l f l u c h t  in die S c h weiz im Z u s a m m e n h a n g  stehen, 
sind aber heute p r i v i 1egiert^ indem die Schweiz keine R e c h t s h i l f e  gewährt. 
Ich bin sicher, dass die Schweiz, auch a b g e s e h e n  von der Ba nken- Ini tiati v 
vom A u s land her in Z u g wang geraten würde. Der E u r o p a r a t  hat mit einer ent 
spr ech e n d e n  Res ol u t i o n  vom F e b r u a r  1978 gegen die K a p i t a l f l u c h t  d e u t l i c h  
in dieser Richtung geläutet.

3. A u f w e r t u n g  des Franke ns

Wir w erde n 'aus w ä h r u n g s p o l i t i s c h e n  G r ü n d e n  - d a u e r n d e  H ö h e r b e w e r t u n g  
des Frankens - nicht d arum h erum kommen, die b e s o n d e r e  A t t r a k t i v i t ä t  
des F i n a n z p l a t z e s  a b z u b a u e n ,  w e n i g s t e n  was den im i n t e r n a t i n a l e n  V e r ­
gleich ü b e r s c h i e s s e n d e n  Teil betrifft: Ich denke an die i n s t i t u t i o n e l l e n  
G r u n d l a g e n  des F i n a n z p l a t z e s  Schweiz  und dessen D a u e r m a g n e t e n  B a n k g e h e i m n i  
und V e r w e i g e r u n g  der i n t e r n a t i o n a l e n  R e c h t s h i l f e .  Diese D a u e r m a g e n t e n  
für a u s l ä n d i s c h e s  Kapital sind in Abs. 3 a n v i s i e r t .  Ich gebe zu: K u r z ­
fristig richte t die B a n k e n - I n i t i a t i v e  direkt n icht s aus gegen die Höhe r- 
bew ertung des S c h w e i z e r f r a n k e n s . Ab er l a n g f r i s t i g  v e r ä n d e r t  sie eine 
der i n s t i t u t i o n e l l e n  G r u n d l a g e n  des F i n a n z p l a t z e s ,  n ä m l i c h  die D a u e r ­
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magnet en B a n k g e h e i m n i s  und R e c h t s h i l f e v e r w e i g e r u n g .  Die s c h w e i z e r i s c h e  
N a t i o n a l b a n k  kann v i e l l e i c h t  noch einige Zeit f o r t f a h r e n  mit A u f k ä u f e n  
von Devisen zur Kurspfl ege, - mit e n t s p r e c h e n d e n  Verlusten . Aber das 
Meer an h e r u m - v a g a b u n d i e r e n d e n  E u r o g e l d e r n  kann sie ja nicht austrinken . 
Und wenn sie doch noch zur D e v i s e n b e w i r t s c h a f t u n g  gre ifen muss - ich 
halte diese unschöne M a s s n a h m e  für u n a u s w e i c h l i c h  - so kann sie das 
höchstens für eine b e g r e n z t e  Zeit tun. Und dana ch stellt sich w i e d e r  
die Frage nach dem D a u e r m a g n e t e n  für a u s l ä n d i s c h e s  Kapital, und der 
muss füher oder später a b g e s c h w ä c h t  werden. Dies ist mit Abs. 3d der 
Fall.

4. T r a n s p a r e n z

Wir werden nicht darum herum kommen, mehr T r a n s p a r e n z  in die Ges chä f t e ,  
in die B e t e i l i g u n g e n  und die G r o s s r i s i k e n  der Banken zu bringen. Schon 
die grossen auf dem F i n a n z p l a t z  l a s t e nden Risik en der i n t e r n a t i o n a l e n  
V e r f 1 echtung, zwingen uns dazu, w issen zu müss en, wieviel den G r o s s b a n k e n  
eig ent l i c h  alles gehört und w e l c h e  G e s c h ä f t e  sie über ihre T ö c h t e r  auch 
noch a b w i ckeln  (Abs. 4 , k o n s o l i d i e r t e  Bilanz). Die E r s t e l l u n g  einer 
gläsernen Bilanz ist ein Postulat, das für Banken b e s o n d e r s  g e r e c h t ­
fertigt ist und im a n g e l s ä c h i s c h e n  B i l a n z r e c h t  für Banken eine S e l b s t ­
v e r s t ä n d l i c h k e i t  ist (Offenl egung der Reserven).

5. V e r f l e c h t u n g  zwischen Banken und N i c h t b a n k e n

Wir werde n nicht darum herum kommen, die V e r f l e c h t u n g  z w i s c h e n  Banken 
und N i c h t b a n k e n  zu begrenz en, sonst wird die halbe Schweiz  bald nur noch 
zu drei m ä c h t i g e n ,  u n ü b e r s c h a u b a r e n  und u n k o n t r o l l i e r t e n  F i n a n z i m p e r i e n  
gehören.Di eses P r o ble m ist mit A b s . 5 a nvis iert. Schon die K o m m i s s i o n  
für die T o t a l r e v i s i o n  der B u n d e s v e r f a s s u n g  hatte sich mit der wachsenden, 
g e f ä h r l i c h e n  f i n a n z i e l l e n  und p e r s o n e l l e n  V e r f l e c h t u n g  z w i s c h e n  Banken 
und N i c h t b a n k e n  a u s e i n a n d e r  g e s etzt und einen A u f t r a g  an den Bund 
zur B eg renzu ng der V e r f l e c h t u n g  f ormuliert. Wir haben d ieses e i g e n t l i c h  
liberale Postula t fast w ö r t l i c h  in die I n i t i a t i v e  ü b e r n o m m e n  und im 
t e c h n i s c h e n  Kommen tar k o n k r etisi ert. Konkr et sind mit der Ver f 1 echtung.s- 
begren zung anvisiert: die D e p o t s t i m m r e c h t e ,  die B e t e i l i g u n g e n  und die 
V e r w a l t u n g s r a t s m a n d a t e , nicht aber die Kredite  der Banken an übrige 
Un t e r n e h m u n g e n ,  weil l e t zte re zu den e i g e n t l i c h e n  B a n k g e s c h ä f t e n  gehören. 
Wir fordern hier, in A b w e i c h u n g  der alten s o z i a l i s t i s c h e n  O r d u n g s v o r -  
stellung, nicht eine M a c h t k o n t r o l 1e der B a n k e n k o m p l e x e  durch V e r s t a a t l i c h  
lichung, sondern zunäc h s t  eine M a c h t b e s c h r ä n k u n g  durch E n t f l e c h t u n g .  
Hinter d i esem b e s c h e i d e n e n  P o s t u l a t  steht die Visio n einer d e z e n t r a l i s i e r  
ten W i r t s c h a f t  mit s e l b s t v e r w a l t e n d e n  Einheiten.

6. Spa rer s c h u t z

Wir w erden nicht darum herum kommen, - das ist sogar die E i n s i c h t  der 
Ba n k e n k o m m i s s i o n  -, die Banken zu einer V e r s i c h e r u n g  der S p a r e i n l a g e n
zu zwingen. Mit Abs atz___6 w o l len wir d ieser E i n s i c h t  Beine machen, indem
die Banken die Einlagen der S p arer bis etwa 1 0 0 ' 0 0 0  Fr. v e r s i c h e r n  und 
vor z u k ü n f t i g e n  B a n k k r a c h e n  s chützen müssen.

Die v e r s c h i e d e n e n  P o s t ula te stehen alle über dem O b e r b e g r i f f  "Be käm p f u n g  
des M i s s b r a u c h s  des Ba nkgeheimi sses und der B a n k e n m a c h t’1. Wir fordern 
nicht was , was nicht im A u s l a n d  schon e i n g e f ü h r t  ist. Wir forder n keine 
Au f h e bung des Bankgeheimnisses sondern nur eine L ock erung : soweni g wie 
möglich, so weit wie nötig.
Ich gebe zu, dass diese R e f o r m v o r s c h l ä g e ,  o b s c h o n  sie im V e r g l e i c h  mit de 
Ausland sehr b esche i d e n  e r s c h e i n e n  einen m a s s i v e n  E i n g r i f f  in den Finanz-
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platz bedeuten. Aber e i g e n t l i c h  greife n sie nur jenen Teil des F i n a n z ­
platzes an, der auf einer F e h l e n t w i c k l u n g  und einer v o l k s w i r t s c h a f t l i c h  
s c h ä d i g e n d e n  U e b e r d i m e n s i o n i e r u n g  beruht. Bi sher haben alle, Bankiers, 
V o l k s w i r t s c h a f t l e r  und P o l i t i k e r , n u r  die Nutz en des F i n a n z p l a t z e s  a u f ­
gerechnet. Es gilt aber auch, dessen s o ziale  Kosten g e g e n ü b e r z u s t e l l e n
- Kosten, die vom Staat, vom S t e u e r z a h l e r  und von den L o h n a b h ä n g i g e n ,  
ja von.der ganzen ü b rige n V o l k s w i r t s c h a f t  g e t rag en werden.
Diese sozi alen Kosten und Risiken des F i n a n z p l a t z e s  will die Initiative 
minimi eren, ohne d iesen F i n a n z p l a t z  zu z erstören!



BV Artikel 34 quater

Absatz T I  (1. Paket)

a .) Die Banken, F i n a n z g e s e l 1 schäften , Anst alten  und anderen Pe r s o n e n , 
die g ewerb s m ä s s i g  Vermögen D r i tter e n t g e g e n n e h m en, verwaften 
oder veräussern, sind den Behörden und Gerichten in Ste'üTF-~lJnd 
Strafsachen zur A uskunft verpflichtet. Das Am~f. s~g~eheimrn s'"dTeTe r 
Behörden und Gerichte bleibt gewahrt.

- 2 -

lie.1: Vzh. bsiauck de.6 Bankge.hz.imni.6ie6 zu*. Vnzllung dz6 Sta.atZ6 
in fiii kalii chzn A ngzle.ge.nhe.Ztzn 6oll untzsibundzn wzAdzn. Die 
uh.ipH.ilnglicke Rzcktfizsitigung dz6 Kut. 47 dei> Ba.nke.n-Gz6e.-tzc.6 
la.ute.te. 19 34 o.u{± Schutz jüdische.*. tluchtgzldzn.

WER? B a n k e n : gemäss B a n ken -Geset z Art. 1, Absatz 1:
auch P r i v a t bank iers, Sparkassen, Kant onalba nken

F i n a n z g e sell s c h ä f t en: gemäss B a nk enges etz Art. 1,
Absatz 2: b a n k ähnlic he und übrige Finanzgesellschafter,, 
Ei nzel firme n , Kreditkassen, zudem auch solche, die 
sich nicht ö f fentl ich zur Annah me fremder Gelder e m ­
pfehlen. P f a n d b r i e f z e n t r a l e n  fallen darunter.

A n s t a l t e n : P o s t c h e c k s y s t e m  der P T T -B etrie be (öffentliche 
Anstalt) wird g l e i c h b e h a n d e l t  wie die Banken.

anderen Personen, die zu Erw erb s z w e c k e  n V_e rmogen_ pri tter
e n t g e g e n n e h m e n  ,__v e rwalten oder veräussern: Alle im

Banken - G e s e t z  Art. 1, Absatz 3 genannten G e s c h ä f t s ­
agenten, B ö r s e nag enten , V e r m ö g e n s v e r w a 1 t e r , Awälte 
und Notare sowie A n l a g e f o n d s l e i t u n g e n .

g e w erbsm äss i g : K o m me rziel le T ä t i g k e i t  in der G e l d ­
oder V e r m ö g e n s v e r m i t t l u n g  kann Haupt- oder Nebenzweck 
sein. Auch nicht — gew i n n o r i e n t i e r t e  Tä tigkei t kann 
als G e s c h ä f t s z w e c k  (PTT-Betriebe) in Frage kommen.

Nicht unterste llt sind private Personen, wenn sie 
g e f ä l l i g k e i t s h a l b e r  für andere Private Vermögen v e r ­
walten, z.B. wenn der Vater für d e n (a b w e s e n d e n ) Sohn 
sein Vermögen in dessen Namen verwaltet. Stetigkeit 
ist erforderlich. V e r m ö g e n s v e r w a l t u n g  aus Gefälligkeit 
oder bei Einzel fäl 1 en , selbst wenn Umtriebsentschädigur. 
en t r i c h t e t  wird, gehört nicht dazu.

WEM? B e h ö r d e n : Steuer- und S t r a f v e r f o l g u n g s b e h ö r d e n  des 
Bundes und der Kantone, sowie P o l i z e i a b t e i 1ung 
EPJD (für die int. Rechtshilfe).
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WANN? S t e u e r s a c h e n : A u s k u n f t s p f l i c h t  gilt sowohl in S t e u e r ­
betrugs- und S t e u e r h i n t e r z i e h u n g s v e r f a h r e n  als auch 
in V e r a n l a g u n g s v e r f a h r e n . Sie greift durch bis zur 
V e r a n l a g u n g s p r o z e d u r  gemäss V e r w a l t u n g s r e c h t  (des 
Bundes) und erfordert nicht einen begründeten V e r ­
dacht auf H i n terz iehung  oder Betrug mit einem V e r ­
fahren gemäss V e r w a l t u n g s s t r a f r e c h t .

S t r a f s a c h e n : Bisherige A u s k u n f t s p f l i c h t  der Banken 
bei S t r a f t a t b e s t ä n d e n  des gemeinen Strafrechts bleibt 
unverändert.

WAS ? A u s k u n f t : im Prinzip nur die n a c h gesuc hten Informatione 
z.B. über I d e ntitä t/Adre sse des Berecht igten und dess 
Bev ollmäc htigt e, Liber V e r m ö g e n s s t a n d  und einzelne 
Tra nsa k t i o n e n  des Kontos, auch hinterlegte Vermögen, 
W e r t s c h r i f t e n . Hera usgabe  di esbe z ü g l i c h e r  Akten.
Dies schliesst die Pflicht der Bank ein, die wahre 
Identität jedes Bere chtigten zu überprüfen. (Zie l­
setzung der Vere inbarung zwischen National bank und 
B a n k i e r v e r e i n i g u n g  über die E n t g e genna hme von Geldern 
ist also darin enthalten).

Sofern Nurnmernkonti bestehen, bieten diese gegenüber 
der behö rdlic hen A u s k u n f t s e i n h o l u n g  keinen besonderen 
Schutz.

Die Erteilung falscher oder ungenü gende r Auskünfte 
durch die Bank muss s t r a fr echtl ich verfolgt werden.

Das A m t s g e h eimni s ... bl eibt g e w a h r t : Die Behörden 
und Gerichte sind über die bei den Banken etc. e i n ­
geholten A uskünfte an das A m t s gehe imnis gebunden. 
Diese Bestimmung ändert nichts an der bisherigen 
P u b l i k a t i o n s p r a x i s  der Kantone über die Steuerfakt ore 
Die bisherige V e r ö f f e n t l i c h u n g  von steuerbaren R e i n ­
einkommen und/oder Vermögen der S t e uerp flicht igen,  wi 
sie heute in den Kantonen gehandh abt wird, darf nicht 
mit Berufung auf diesen Satz verändert werden, auch 
wenn diese Daten aufgrund von B a n k e n - A u s k ü n f t e n  z u ­
s t a n dege komme n sind.
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. b . ) Die A u s k u n f t s p flicht e n t f ä l 1 1 , _ s oweit die m u t m a s slichen Ein -
kom m en nach p f l i c h t g e m ä s s e r  Auffa s s u n g  der S t e u e r b e h ö r d e n dürch 
Lohnausweis bei egt sind, und soweit v e r r e c h n u n g s s t e u e r p f  licht! qe 
V e r m ö gen die g e s etzli ch_ zu b e s t! mm e n d e Höhe nicht' iTb'eTsehr eTte~n .
Die G e s e t z g e bung e r l ä sst B e s t i m m u ngen z ur Sicherung u n d r a~ti ö ne 1 I er 
Ausgest.a 1 cung _der A u s k u n f t s p f l i c h t und gegen Um g e h u n g eru

l i e h  Mit diesesi g e s o n d e r t e n  Re.ge.lung für Uns e l b s t ä n d i g e r w e r b e n d e  
w i r d  eine r e c h t l i c h e  G l e i c h s t e l l u n g  von S e l b s t ä n d i g e n  und 
Uns elbständig en bezweckt: Vie Einkommens Veranlagung i st g e ­
mäss Weliste.uerbeschluss Art. &9 + 90 bei L o h n b e z ü g e r n  heute 
a u s r e i c h e n d  [auch strafr ec h tl ic h)  gesichert, in d em  die S t e u e r ­
b ehörde den A r b e i t g e b e r  di rekt unter F r i s t an se tz u ng  zur H e r a u s ­
gabe des Lohnaus we is es  zwingen kann, s o f e r n  der Steuerpflichtig;, 
diesen nicht b e i b r i n g t . Eine a n a l og e Rüc kg r if f smö glichke.it 
auf E i n k o m m e n s b e l e g e  wi rd  hier für jene E i n k o m m e n , die durch 
Lohnausweis n icht belegt sind, e i n g e f ü h r t . Weil B a n k k on ti  
j e d e r z e i t  auch zur Ab wi ck lu n g von E i n k o m m e n s t r a n s f e r s  g e b r au ch t 
w e r d e n  können, kann die A u s k u n f t s p f l i c h t  der Sanken nur bei 
l o h n a u s w e i s b e l e g t e n  E i n k o mm en  a u f g e h o b e n  werden.

A u s k u n f t spfli c h t : gegenüber den S t e u e r b e h ö r d e n , im 
Verwal t u n g s v e r f a h r e n  ( V e r a n l a g u n g ) .

soweit die m u t m a s s l i c h e n Einkommen n a c h p f 1 i c h t g e m ä s ser 
Auf fassun g der S t e u e r b i h ö r den durch L o h n a u s w e is b e i egt 
s i nd.

Dieser Teil des Satzes betrifft die Erfassung der 
Ei n k o m m e n s s t e u e r n .
Bei S e i b s t ä n d i g e rwerben den (wo kein Lohnausweis eines 
A r b e i t g e b e r s  vorliegt) sind die Banken über a l l e Konten 
des B e t reffe nden a u s k u n f t s p f l i c h t i g ,  denn jedes B a n k ­
konto kann zur A b w i c k l u n g  von e i n k o m m e n s w i r k s a m e n  
T r a n s a k t i o n e n  benützt werden.
Bei U n s e l b s t ä n d i g e r w e rbenden, die für ihr Einkommen mit 
einem L o h nausw eis belegen, ist die A uskun f t s p f l i c h t  
bei der Ve ranl a g u n g  der E i n k o m m e n s s t e u e r n  aufgehoben.

G re nzfäl le ergeben sich, bei U n s e l b s t ä n d i g e r w e r b enden 
m it einem freien N e ben erwer b oder im Falle gewisser 
Ersatze inkom men. Hier ist ein Ermessen des St euerbeamten 
(wie bei der heutigen Praxis auch) nicht auszuschliessen. 
D i e p f 1 i c htgemässe A u f f a s s u n g des S t e uerbe amten bedeutet, 
dass der Frage, ob ein P f l ichtig er einen Nebenerwerb 
nicht d e k l a r i e r t , nach den Prinzipien, der A n g e m e s s e n h e i " 
der Rationalität und der b e hör dlich en Sorgfalt nachgegangen 
werden muss. (Meistens ergeben sich Hinweise von Dritter 
Seite, z.B. Lebensstil des S t e u e r p f l i c h t i g e n ,  Vermutunge-- 
über die Art der Be schäftigung). Zuständig bei der B e u r ­
teilung, ob der Lohn auswei s als E i n k o m m e n s b e l e g  genügt, 
ist die S t e u e r b e h ö r d e , und nicht die Bank.
A u s g e n o m m e n  bleiben (vemutete) kleinere N e b e n e r w e r b s ­
einkommen, wenn sie unter die v e r w a l t u n g s ö k o n o m i s c h  
g e r e c h t f e r t i g t e  Freigrenze fallen ("rationelle A u s ­
gestaltung" im nächsten Satz des Initiativtexts).
Bei Einkommen aus den S o z i a l v e r s i c h e r u n g e n  (AHV.IV) sind 
die a mtlichen Belege dem Loh nausweis gleichzusetzen.
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und soweit v e r r e c h n ungsst euerp fli chti ge Vermögen die 
g e s e tzl ich zu best immende Höhe "nicht ü b erscTrei ten

Dieser Satzteil betrifft die Erfassung der V e r m ö g e n s ­
steuern und der (Einkommens-) Steuern auf V e r m ö g e n s ­
erträgen. Die Aufhebung der A u s k u n f t s p f l i c h t  umfasst 
nur gerade jene Anlag eform en, deren Erträge nach BG 
über die V e r r e c h n u n g s s t e u e r  (vom 13. Oktober 1965) 
der V e r r e c h n u n g s s t e u e r  unterliegen ( Spargelder, Kunden- 
guthaben bei Banken). Für alle v e r r e c h n u n g s s t e u e r b e ­
freiten A n lag eform en besteht die Ausk unftspflicht. Die 
gesetzlich  zu besti mmend e Vermöge ns höhe soll sich nach 
dem Grundsatz richten, dass die V e r r e c h n u n g s s t e u e r  die 
S t e u e r f o r d e r u n g  ( V ermöge nsste uer plus E i n k o m mens steue r 
auf V e r m ö g e n s e r t r ä g e n , und zwar ohne Rücksicht auf die 
Variation des m arg inale n E i n k o m m e n s s t e u e r s a t z e s )  noch 
abdeckt. Wegen der v e r sc hiede nen kantonalen S t e u e r ­
sätze ist eine gesetz liche Festlegung auf Bundesebene 
erf orderlich, für die pro Kunde bei einem einzelnen 
Institut Fr. 50' 000 vorg eschla gen werden.

S e l b s t v e r s t ä n d l i c h  kann in einem S t e u e r s t r a f v e r f a h r e n  
nicht mit Berufung auf diese Vermögens grenze die A u s ­
kunft verweigert werden. Nach dem Grundsatz, dass ein 
Spe zialge setz einem allge meine n Gesetz vorgeht, bricht 
hier das S t e u e r s t r a f r e c h t  bzw. das S t r a f v e r f a h r e n s r e c h c  
das allge meine S teue rrecht  und hebt für die besonderen 
Straffälle  die Ausnahme von der A u s k u n f t s p f l i c h t  aut'.

Bei Konten von S e l b s t ä n d i g e r w e r b e n d e n  b l e i b t  aufgrund 
des v o r angeh enden  Satzteils die un eing e s c h r ä n k t e  A u s ­
k u n f tspf licht  zur Erfassung von ein k o m m e n s w i r k samen 
T r a n s a k t i o n e n  V o r b e h a l t e n .  (Veranlagung des Einkommens)

Explizit sind die Sparbü c h T e i n  mit ge ringem  Bestand, 
die unter die V e r r e c h n u n g s s t e u e r f r e i g r e n z e  (Fr. 50.-- 
od. ev. neu Fr. 100.-- Zins pro Sparbuch und Jahr) von 
der A u s k u n f t s p f l i c h t  a u s z u s c h l i e s s e n  mit Rücksicht auf 
die v e r w a l t u n g s ö k o n o m i s c h e  V e r n a c h l ä s s i g u n g s g r e n z e  im 
nächsten Satz ("rationelle Ausgestaltung ").

Die G esetz g e b u n g  erlässt Bestimmungen...

Der v orans t e h e n d e  Satz ist eine nicht unmittelbar 
w i r ksame  V e r f a s s u n g s b e s t i m m u n g  und bedarf der g e s e t z ­
lichen Ausführung. Diese G e set zgebu ng enthält vor allem:
- Festlegun g der V e r m ö g e n s g r e n z e  bei Konten Unselbständi 

e rwerb e n d e r  (siehe oben)
- Regelung der A u s k u n f t s p f l i c h t  der Banken etc. und 

der Ausna hmen von der A u s k u n f t s p f l i c h t
- B e st immung en gegen Umgehungen
- Verhält nis zum Anwalt geh eimnis
- Grenzwerte  zur Festlegung der ra tionellen Ausgestaltung
- R e k u r s m ö g l i c h k e i t e n  (Instanzenweg) der Bank h i n s i c h t l i c  

Diff erenz en in der A u s k u n f s t p f l i c h t .

B e s t i m m u ngen z u r S i c h e rung .■. d er A uskunf tspfli cht

Die Geset z g e b u n g  legt die Prozedur der Auskunft s e i n - 

holung und -erteilung fest. Sch liesst  im Prinzip als
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ultima ratio die g e s e t z g e b e r i s c h e  M ö g l i c h k e i t  des 
Staates ein, auf zentrale Konte n r e g i s t e r  der Banken 
(wie z.B. die bereits e x i sti erend en Zentralen I n f o r m a ­
t io nsste lle für K r e d i t i n f o r m a t i o n , ZEK) für weitere 
A u s k ü n f t e  zu greifen.

B e s t i m m u n g en zur . . r a t ionellen A u s g e s t a l t u n g

A u s k u n f t s p f l i c h t  von Banken etc. soll gesetzlich 
a uf gehob en werden bei S t e u e r f o r d e r u n g e n  auf Sparkonten, 
die unter die V e r r e c h n u n g s s t e u e r f r e i g r e n z e  (Fr. 50.-- 
resp. neu ev. Fr. 100.-- Z inse rtrag pro Jahr) fallen.

Aus nahmen oder Ein sch r ä n k u n g e n  bei der A u s k u n f t s e r ­
teilung sollen in der Ge setz g e b u n g  aber höchstens bis 
zu einer S t e u e r f o r d e r u n g  von max. Fr. 500.-- v o r g e ­
sehen werden.

B e s ti mmunge n ... g e gen U m g e h u n gen

B ei nhalt et einen V e r f a s s u n g s a u f t r a g ,  ges etz g e b e r i s c h  
die S t e u e r u m g e h u n g  oder -Vermeidung mittels B a n k ­
oder B e r u f s g e h e i m n i s  von Banken etc. zu unt erbinden 
und die .nötigen S i c h e r u n g s m a s s n a h m e n  einzuleiten. Das 
B ekann t w e r d e n  neuer, s y ste matisc h genützter S t e u e r u m ­
gehungen erfordert neue g e s e t z g e b e r i s c h e  Massnahmen.

D i e U m g e h ung ist in ihrem doppelten Wo rtsinn verstanden: 
sowohl Umgehung von Steuern (Steue rverm eidung ) als auch 
von Bestim munge n, die der Sicherung der A u s k u n f t s p f 1 ich: 
di e n e n .

Zur speziellen Situation der Anwälte, wenn sie in einer 
D o p p e l f u n k t i o n  als V e r m ö g e n s v e r w a l t e r  und G e r i c h t s v e r ­
teidig er eines Klienten fungieren: Die A u s k u n f t s p f l i c h t  
der S t e u e r b e h ö r d e n  gilt nur gerade soweit, als es sich 
um F i n a n z g e s c h ä f t e  handelt, die von ihm für einen K l i e n ­
ten ausg eübt werden.
Die G esetz g e b u n g  erlässt B e s tim mungen  zur Verhinderung 
von e ven tuell en M i s s b r ä u c h e n  des A n w a l t s g e h e i m n i s s e s  
(kantonale A u f s i c h t s b e h ö r d e ;  l e t z t i n s t a n z l i c h e r  W e i t e r ­
zug ans B u n d e s g e r i c h t  möglich).
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c.) Die Ges etzge bung regelt im übrigen die G e w ä hrlei stung des 
B a n k g e h e i m n i s s e s . ~

Zweck: V o k u m e n t i e i t  den W illen dei Initianten, das Bankgeheimnis
als Teil des Peis c nl ic hk e i t s i e c h t e s  zu wählen, s o lenn damit 
n icht die öff e n t li eh e  Hand im In- öden Ausland zu schaden 
k o m m t .

Die A u s k u n f t s p f l i c h t  der Banken wird mit den V e r ­
f a s s u ngssä tzen des Pakets 1 nur in fiskalischen 
A n g e l e g e n h e i t e n  und bei der intern ation alen R e c h t s ­
hilfe verändert. Im übrigen bleibt das Ber ufsgeheimnis 
der Bankbeamten bestehen.

Die G e s et zgebu ng muss bei der G e w ä hrlei stung des 
Ban kge h e i m n i s s e s  die Verletzung nicht als O f f i z i a l ­
delikt aufrecht erhal ten. Die Ansti ftung zur Verletzung 
oder die fahrlässige Verletzung muss nicht mehr als 
S t r a f b e s t a n d  gelten. Nach dem Willen der Initianten 
sollten F a h r l äss igkei t und Anstift ung gestrichen und 
da? O f f i z i a l d e l i k t  in ein Antragsdelikt: umgewandelt 
w e r d e n .

Die z i v i 1 rechtlichen A u s k u n f t s g r ü n d e  der Banken (Vor­
mun dschaft, Bürgschaft, Erbschaft, S c h u l d bet reibu ng 
und Konkurs, S t e l 1 Vertretung etc.) sollen unverändert 
bei behalten werden.

d . ) D ie G e setzg ebung  r e g el_t den G r u n d satz der JJjrte r s t u t z ung vo_n
S traf ver fahren im Ausl arid , a uc h bei S t e u e r - und W ä h r u n g s d e 1 i kten L 
V o rbe h a l ten b leiben die Sie h e r h e i t un d_ Ho hei t s r e c h t e der 5 c h w e_[ z , 
der' S c h utz von P e r s o n e n vor politisch er und rassischer Verfolgung 
sowie s c h w e re Mängel des Verf a h r e n s i rn Ä us 1 a n d u n d das Gegen r . cjit.

l i e h  Vie V i s k a l d e l i k t e  und W ä h i u n g s v e i g e h e n  im Ausland, die üben 
den Fi na n z p l a t z  Schw ei z v e n t u s c h t  weiden, s o l l e n  bei dei 
s c h w e i z e r i s c h e n  Rechts hilfepiaxis mit den. Rech ts hi l fe pi ax is  
bei allen ü b l ig en  S t i a f t a t e n  des gem ei ne n S ti af le ch t s g l e i c h ­
g e s t e l l t  weiden. Auch die A u s s c h l u s s g l ü n d e  bei dei i n t e r n a ­
t i o n a l e n  R e c h t s h i l f e  s ol le n g l e i c h g e s t e l l t  weiden.
Viese An gl ei c h u n g  dei i n s t i t u t i o n e l l e n  G i u n d l a g e  des F i n a n z ­
platzes Schweiz an die Piaxis a n de ie i  w e s t l i c h e i  Industiie- 
l ä n d e i  be zw ec kt  einerseits i n t e r n a t i o n a l e  S o l i d a i i t ä t  [aussen- 
und e n t w i c k l u n g s p o l i t i s c h e  lielsetzungen) und andeiseits 
l an gf l i s t i g  eine Veimindeiung dei Attiaktivitcit des Schweizei 
F i nanzplatzes mit wechs ellzuis politis chei Wilkung (l;eimindeiunf; 
des l a n g f l i s t i g e n  H ä h e i b e w e i t u n g s d i u c k s  auf den Flanken und 
R edimensio nieiung des Finanzplatzes in se-inen A u s la n dg a> ch ä fic.n) .
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Dieser Absatz 3d bricht jene g e setzl ichen  Bestimmungen, 
welche die int ernationa 1 e Rechts h i l f e  in Steuersachen, 
bei V erlet zung a u s ! ä n d i s c h e r  W i r tsc hafts-  und W ä h r u n g s ­
best immungen aussch 1 i e s s e n . ( A u s l i e f e r u n g s g e s e t z , Art.
11.1; Gesetz über die i n t e rnati onale  Rechtshilfe in 
Stra fsach en, Art. 3 Abs. 3).

Die S t a a t s v e r t r ä g e  mit dem Ausland, welche die R e c h t s ­
hilfe in diesen A n g e l e g e n h e i t e n  a u s s c h l i e s s e n  ( R e c h t s ­
hilf e vertrage und D o p p e l b e s t e u e r u n g s a b k o m m e n ) werden 

durch diesen V e r f a s s u n g s g r u n d s a t z  nicht automati sch 
ausser Kraft gesetzt, sondern müssen in den b e t r e f ­
fenden Punkten r e n e g o z i i e r t  werden, wobei die Schweiz 
v e r f a s s u n g s g e m ä s s  R e chtshi lfe einräumt. Die Prozedur 
der R echtsh ilfe ans Ausland soll nach den geltenden 
Prinzipien  und R e k u r s m ö g l i c h k e i t e n  gewährt werden.
Das Ausland hat also, sofern nicht in den S t a a t s v e r ­
trägen e n t s p r e c h e n d e  beidse itige  Regel ungen  getroffen 
sind, keinen klagbaren Ans pruch  auf Rechtshilfe. Es 
gelten keine "fremden Richter".

U n t e r s t ü t zung e i nes S t r a f v e r f a h r e n s . .. im Ausl a n d :

Die normalen Prinz ipien bei der E rmittlung und B e w e i s ­
einh olung  in der inter n a t i o n a l e n  R ech tshilf e (der sog. 
"kleinen" oder "ändern Rechtshilfe") bleiben unveräiide" ~ . 
In s beson dere sind es s c h w e i z e r i s c h e  Behörden, die bei 
den Banken A u s k ü n f t e  e i n h o l e n , (Vo rbeh a l t e  im nächsten 
Satz.)

Steuer- u n d W ä h r u n g s s a c h enj_

Der a u s d r ü c k l i c h e  Ein bezug von Steuer- und Währungs- 
delikten ist ein bewu sster Bruch mit der bisherigen 
T r a d i tion in der inter n a t i o n a l e n  Rechtshilfe. Das 
Prinzip der bei dse i t i g e n  S t r a f b a r k e i t  wird damit nicht 
g r u n d s ä t z l i c h  d u r c h b r o c h e n : J eden falls  kennt die Schwei: 
neben S teuerdeli kten nunmehr auch Währungsdeli k t e , weil 
der Staat in den letzten Jahren eine Anzahl von M a s s ­
nahmen zum Schutze der Währung e rgreifen musste: 
B e i s p i e l e :

Ver ord n u n g  über die B e w i l l i g u n g s p f l i c h t  für die 
Aufn ahme von Geldern im Ausland vom 5.7.1972/ 
16.4.1973;
Ver or d n u n g  über Mas snahme n gegen den Zufluss a u s ­
län dische r Gelder vom 20.11'. 1 974/22.1 .1 975 ;
BaG A r t . 8 und 46.1. über die Geneh m i g u n g  von K a ­
p i t a l e x p o r t g e s c h ä f t e n

Es geht also um eine (von der B u n d e s g e r i c htspraxis 
a b w eiche nde) N e u i n t e r p r e t a t i o n  des Prinzips der b e i d ­
seitigen S t r a fba rkeit,  aber nicht um dessen P r e i s ­
gabe .

Sicher h eit, und H o h e i t s r e c h t e der Schweiz :

Dieser A u s n a h m e v o r b e h a l t  darf nicht soweit i n t e r p r e ­
tiert werden, dass, wenn B a n k i n t e r e s s e n  tangiert werd
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dies bereits als Tan gieru ng der S icherheit (im 
poli zeili chen und m i l i t ä r i s c h e n  Sinn) und H o h e i t s ­
rechte unseres Landes gedeutet werden könnten. Die 
Wahrung der Hohei tsrech te schliesst A u s k u n f t s e i n ­
holung durch fremde Beamten in der Schweiz aus.
Er ist jedoch eine Ausnahmeklausel in Kriegsfällen 
und garanti ert die volle Sou verän ität der Schweiz 
in a u s s e n p o l i t i s e h e n  und a u s s e n w i r t s c h a f t s p o l i t i s e h e n  
Belangen.

P o litische und rassische Verfolgung :

Gemeint sind B e u r t e i l u n g s k r i t e r i e n ,  wie sie heute in 
der i ntern ationa len Rechtshilfe in der Schweiz p r a k ­
tiziert werden ( A u s l ie ferun gsgese tz vom 21.1.1892 
Art. 10; und Entwurf BG über die in ternationale R e c h t s ­
hilfe in Strafsa chen IRSG vom 8.3.1976 Art. 2 unter 
anderem gilt auch der Ordre public). Politische V e r ­
folgung ist dann als A u s n a h m e g r u n d  nicht gegeben, 
wenn für einen (ehemaligen) Po litiker oder Staatsmann 
wegen Steuer- und W ä h r u n g s v e r g e h e n  um Rechtshi lfe e r ­
sucht wird. Bei der kleinen oder anderen Rechtshilfe, 
um die es bei der Ermittlung bei den Banken geht, 
darf die politisc he Verfolgun g als Aus sch l u s s g r u n d  
nicht gleich gewichtet werden wie bei der Au slieferung 
einer Person. Die R e c h t s h i l f e v e r w e i g e r u n g  betr. Flucht- 
kapitalien eines gestürzten Ministers im Ausland, die 
mit politisc her Verfolg ung mo tivie rt würde, wäre klar 
dem Willen der Initianten entg egeng esetzt . Die e r ­
teilten Informationen dürfen aber nach dem Grundsatz 
der Spe zi a l i t ä t  nur gerade für diese Vergehen benützt 
w e r d e n .

Schwere Mängel des Verfahrens im A u s l a n d :

Zu beurte ilen nach s c h w e i z e r i s c h e m  Recht, also Verfahren 
die bei uns zur Kassation, zur V o l l s t r e c k u n g s v e r w e i ­
gerung oder zur G u theiss ung einer Wi 11 k'ürbeschwerde 
führen können: U n z u s t ä n digke it, Verletzung des r e c h t ­
lichen Gehörs, Prozessm ängel,  w i l l k ü r l i c h e  B e w e i s ­
würdigung, u.a.m.
Bei Staaten ohne r e c h t s s t a a t l i c h e r  G r u nd ordnun g besteht 
damit ein A u s s c h l u s s g r u n d  für die Gewährung von R e c h t s ­
hilfe.

G e g e n r e c h t :

Das Ge genrec ht der Schweiz seitens des Auslands wird 
im Rahmen der Staats V e r t r ä g e  ausgehandelt. Dieser A u s ­
nahmegr und bestätigt die S o uver änitä t der Schweiz bei 
der i ntern ation alen Rechtshilfe.
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Absatz 4 (2. Paket)

a . ) Die B a n k en und F i n a n z g e s e lls c ha f t en v e röf f e n tlichen n e b e n__i hren 
ordenti i c hen B l l anzen auch k_on s o l i di e rte J a h r esre chnün g en , wobei 
sie s ä m t l i c he B e w e r t u n gen offen! egen, die" z u r B'T fduruj o d e V  A u f -™ 
l ö sunq von R e s e r v e n f ü h ren. S i e v e r ö f fe n t lichen ihre a k t i ven 
u n d p a s s i v e n B e t ei 1 i g u n g e n , den Wert der„..ye.rwa1 t e t en u n d hi n t e r ­
l e g t e n K u n d en- u nd T r e u h a ndver mögen und geben__di e_ a u s g e ü b ten 
V e r w a l tune;s r ats mandat e und D e p o t s t i m m r e c h t e _ b ek a n n t .

Dieser V e r f a s s u n g s s a t z  bedarf der g e s e t z g e b e r i s c h e n  
A u s l e g u n g .

Banken und F i n a n z g e s e l l s c h a f t e n :

Institute gemäss B a n k enges etz Art. 1, Abs. 1 und 2.

konsol i d i e r t e  J a h r e s r e chnu ngen:

Ziel: Va.s Ko ns o l i di er un gs  p o s t u l a t  v e r s t e h t  die g r o s se  Bank als
Konz ern und bezweckt, ö ^ e n t l i e h  d a r z u s t e l l e n , welches Finanz- 
g eschäfitevolumen t a t s ä c h l i c h  ü.ber die Bank abgcwic.ke.lt wird. 
I ns be s o n d e r e  s o l l t e n  auch die (oftmals viel r i s i ko re ic he re n ]  
A k t i v e n  und Pas si ve n den A u s l a n d t ö c h t e r  den Sc hw e i z e r
B anken in die B i l a n z s u m m e  i n t e g r i e r t  werden.

Die K o n s o l i d i e r u n g  soll nach folgenden Prinzipien
vo rgen ommen  werden:
- Die K o n s o l i d i e r u n g  betrifft Bilanz und E r f o l g s ­

rechnung.

- B e t e i l i g u n g e n  im In- und Auslan d sind aufzuführen.

- Nur B e t e i l i g u n g e n  an ändern Banken und F i n a n z g e ­
s e l l s c h a f t e n  (auch dem BaG nicht unterstell ten) sind 
zu k o n s o l idier en, w ä h ren d die übrigen Unternehmen 
unter den B e t e i l i g u n g e n  aufzuf ü h r e n  sind.

- Nur B e t e i l i g u n g e n  an ändern Instituten von 25% und 
mehr von deren Ak tienkapital sind a n t e i 1 smässi g 
a u f z u f ü h r e n  (Q u o t e n k o n s o l i d i e r u n g  ) , wobei Sicherungen 
gegen die V e r s c h l e i e r u n g  einer (über 25%-) B e t e i ­
ligung (z.B. über M i t b e t e i l u n g  via eigene T o c h t e r ­
gesellschaft: auch die Töchter  der T o c h t e r g e s e l l s c h a f ­
ten sind e i n z u b e z i e h e n )  vorzusehen sind.

Mit der E i nführ ung dieser K o n s o l i d i e r u n g s v o r s c h r i f t e n  
sind u.U. die E i g e n m i t t e l v o r s c h r i f t e n  gemäss BaG 
Art. 4 anzupassen.

Der h a u p t s ä c h l i c h e  U nter s c h i e d  zwischen diesen 
K o n s o l i d i e r u n g s g r u n d s  ätzen und den aktue llen K o n s o l i ­
d i e r u n g s r i c h t l i n i e n  (KR) der Bank e n k o m m i s s i o n  
besteht (neben der Differenz im Q u o t e n k o n s o l i d i e r u n g s -  

satz) darin, dass die Initiative eine V e r ö f f ent lichun g
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der k o n s o lidi erten  Zahlen vorsieht.

. .sämtliche B e w e rtungen offenlegen, die zur Bildunq 
oder Auflö sung von Reserven führen..

Ziel: Ohne die Res e n ve st e ll un g zu v e r b i e t e n , sollen, im Sinne 
g l ä s e nn e n Bilanzen, die R es en v e n  s owie denen Bildung und 
Au fl ös un g pu blik wenden. Bei Banken ist die P u b l i k a t i o n * - 
P f li ch t s t i l l e n  R e s e n v e n  d e s w e g e n  noch n a h e l i e g e n d e n  alt 
in den ü b r ig en  Unternehmen, weil die R e s e r v e n  im direkten  
Zusa mm en ha ng  mit dem Ge sc häfts zweck stehen.

Im Sinne eines neuen B a n k b i 1anzrechts soll die 
R e s e r v e n h a l t u n g  nach fol gendem Grundsatz publiziert 
w e r d e n :

- Die Bewertung jedes Aktiv- und Passivpostens ist so vor­
zunehmen, dass keine willkürlichen Reserven entstehen.
Stille "Willkürreserven" sind unzulässig; die Bewertung 
soll nach gesetzlich festzulegenden Prinzipien mit effektiver; 
Werten (Kurswert bei gehandelten Wertschriften, Verkehrswert 
bei Liegenschaften; geschätzter "innerer" Wert bei nicht ge­
handelten Papieren) vorgenommen werden.

Dieser Grundsatz für die Banken weicht von den 
o b l i g a t i o n e n r e c h t l i c h e n  Bi 1 a n z i e r u n g s v o r s c h r i f t e n  ab. 
Die E i g e n m i t t e l v o r s c h r i f t e n  können ents pr e c h e n d  a n ­
gepasst werden.

Sie v e r ö f f e n t l i c h e n  ihre aktiven und passiven B e t e i ­
ligungen.

Ziel: Im S in ne  einen, ö f f e n t l i c h e n  Ein si c ht  und T n a n s p a n e n z  den
\J enfle ch tu ng  zwischen Banken und N i c h t b a n k e n  s ol le n G r u n d ­
la ge n fün die ö ff en tl i eh e K o n t n ol le  [die z.T. s ch on  dunch 
die T n a n s p a n e n z  enm'öglicht wind) und fün die Venflechtungs- 
b egnenzung gemäss Abs. 5 des I n it i at iv te xt es  g e s c h a f f e n  
wenden, dies gilt auch fün die T n a n s p a n e n z  den p en so ne ll e n 
B e z i e h u n g e n  [V en waltungsnatsmandate) und Vepo ts ti mm ne c ht e.

aktive B e t ei ligun gen (K o n t r o l 1 b e t e i 1 i g u n g e n )

Beteili gungen , die im Sinne einer Behe rrschung 
oder I n t e r ess ennahm e für eine Daueran lage erworben 

w e r d e n .

passive Betei l i g u n g e n  (Anlagebeteil igung en):

A k t i e n h a l t u n g  im Sinne von K a p i tala nlagen  kurz- 
oder 1 ängerfri sti g .
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B e t e i l i g u n g en: sind unter den ergä nzend en Angaben 
in der Jah res b i l a n z  aufz uführe n, und zwar mit 
folgenden Angaben:

- F irme nname  und Sitz der Gesel lscha ft, an der 
die Bank beteiligt ist,

- B e t e i l i g ungsan teil am Kapital der Gese ll s c h a f t  
und Wert dieses Anteils.

- Nur B e t e i l i g u n g e n  über 5% am G e s e l l sc haftsk apita l 
sind aufzuführen.

Sie veröffentli chen... den Wert der v erwal teten und 
h interlegten K u n d e n v e r m ö g e n ...

Zweck: Der Umgang den. Ven.m0gensven.waZtu.ng in- und ausländis eher
Ve rm ög en  muss zun. Erstel lu ng  einen, g e g l i e d e r t e n  D e p o t s t a t i s t i k  
ö f fen tl ie h b e k an nt  sein. Vie Tn.anspan.enz ist s o w o h l  im 
ö e n t l i e h e n  als auch im f'iskalpolitischen Interesse und 
l i e g t  konk re t  auc h im In te r es se  des G l ä u b i g e r s c h u t z e s  [Risiko­
a b s c h ä t z u n g  ) .

Jede Bank p ubliz iert unter den e r g änzend en Angaben 
die a g g r e g i e r t e n  Werte d e p o n i e r t e r  und v e rwalte ter 
Vermögen, und zwar geglie dert nach

- Depots mit und ohne V e r m ö g e n s v e r w a l t u n g s a u f t r a g

- Vermögen i nländ i s c h e r  und a u s l ä n d i s c h e r  Herkunft.

- Der Schweiz. N a t i o n a l b a n k  sind zudem die Vermögen 
geg lieder t nach H e r k u n f t s l ä n d e r n  anzugeben, die 
eine D e p o t s t a t i s t i k  mit L ä n d e r g l i e d e r u n g  publiziert.

E d elm etalle  und W e r t s c h r i f t e n  sind ebenfalls a u f z u ­
führen, w ä hre nd Wer tsa c h e n  in N atur alien ( K u n s t ­
gege nstän de) nicht e inbezo gen werden müssen.

Sie v e r ö f f e n t liehen ...(die) T r e u h a n d v e r m ö g e n ...

Zweck: Ueber die heut i ge  A n g a b e p g l i c h t  g e g e n ü b e r  der S WB hinaus 
m üs se n die T r e u h a n d a n l a g e n  im R a h m e n  der R e c h n u n g s l e g u n g  
d a r g e s t e l l t  werden. T r e u h a n d g e l d e r , die die Bank bei T o c h t e r ­
oder S c h w e s t e r g e s  ells c h a t te n anlegt, und de acto dafün das 
Risiko mitträgt, müss en  t r a n s p a r e n t  werden, um damit Licht 
in die i n t e r n a t i o n a l  o r i e n t i e r t e  R i s i k o l a g e  zu bringen. Da­
neben l i e g t  die T r a n s p a r e n z  auch im f i s k a l p o l i t i s c h e n  I n t e ­
r e s s e  [z.B. V e r r e c h n u n g s S t e u e r  Ve rm e id un g bei T r eu ha nd g el de rn ,
6ür w e l c h e  die Bank de facto gar n ic ht  nur "D ur c h l a u f s t e i l e " 
ist, wei l s ie in den eigen e n A u s l a n d t ö c h t e r n  a n g e l e g t  w e r d e n ).



d ' j r  ko t 1 sc i ’i d ’ •- r f.en 2 d !; ! en v o r s  i e h t

Unter den ergä nzende n Angaben sind die T r e u h a n d ­
anlagen gegliedert a ufzufü hren nach:

. ..Sumt n  c h»j ffewer fungen o r i ent egen , di_e zur Bildung
&a A k t iven und Pas s iven . “führeti

- in- und a u s l ä n d i s c h e r  Herkunft (Länder)

1 ie l : 0hh c d < R en Treuhandverbi nd 1 ,i chkei te>n, untere A p ga,bes d,er. Be-
gi:äb ßüte.?M i g,ung. zum Anl age ins t ä t u t  <>- To ch t e r g e s e l l s c h a f t ,
An < i';; nahes t e h e n d e  Ges ei 3 sc ha ften , SchwestergeseI 1 sc ha ft
• <' l. ii ' i t -• r .in der gleichen Gruppe^, resp. Muttergesel-Lschaft 
l ft da ii üh r io ei ner Tochtergesel 1 schaf t ;, personel 1 e . Bez/i ehungen .
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und geben die ausgeü bten V e r w a l t u n g s r a t s m a n d a t e 
b e k a n n t .

Anzu geben  im J a h r e s b e r i c h t  sind die von B a n k a n g e ­
hörigen in den V e r w a l t u n g s r ä t e n  anderer Unternehmen 
des In- und Auslands ausgeübte Mandate.

Als B a n k a n g e h ö r i g e  gelten: alle h a u p t be rufli ch 
im Dienste der Bank stehenden Mitarbeit er; Ver- 
w a l t u n g s r a t s m i t g l i e d e r  der Bank, welche mit der 
Bank eine besonders enge Verbi ndung pflegen (namentlic. 
der Präsident); a u s s e n s t e h e n d e  G e s chäf tsage nten, 
die im Auftrag der Bank solche Mandate aus üben 
(Strohmänner); Ange hörig e von Tochtergesellschaften, 
die von der Bank b eherr scht werden.
Die Un ter n e h m e n  umfassen sowohl andere Banken und 
F i n a n z g e s e l l s c h a f t e n  als auch alle Nicht-Ba nken

. .. und geben die ... D e p o t s t i m m r e c h t e  bekannt.

Die Banken geben anl ässlic h der G eneral versa m m 1 u n g en 
der i n l ä ndisch er K a p i t a l g e s e l l s c h a f t e n  ihre ausgeübten 
D e p o t s t i m m r e c h t e  bekannt; und zwar sowohl von in- 
als auch a u s l ä n d i s c h e n  Deponenten, und unterscheiden 
nach m a n d a t i e r t e r  und Blanko- S t i m m recht sausü bung.

Im Jahresberi cht werden die von der Bank ausgeübten 
D e p o t s t i m m r e c h t e  unter den e r gänze nden Angaben a u f ­
geführt.

b . ) Natio n a l b a n k  und B a n k e n k o m m i s s i o n  beri chten jährlich dem
Parlament über Lage und E n twickl ung der Banken und Finanz- 
g e s e l 1 s c h ä f t e n .

Zweck: Vie. Banke.ntätigkeit a.l-6 e.ine den. w'ichtig-iten ze.ntKa.Zzn
Funktio ne.n -in den Vo-lkiwiyrt-ichafit t>oll nach p o l i t i s c h e n  G e ­
s i c h t s p u n k t e n  d i s k u t i e r t  wenden. Di e se  Ve-i&assungsbestimwung 
\>e.nsteht sic h i m Rahmen dei> staats p o l i t i s c h e n  VenstcLndnis-be.i, 
w o n a c h  die. WiAtS cha^tS entioicklung und W in. tscha^.ts poli ti k  
nicht in vesibandswi/itschafitlicken ode.fi ko4.posia.tiv4 taatliclizn, 
s onde rn  in de.mo kratis ch-pailamentar-is chen En-t-6che.idv.ng s- 
p4.oze.sszn bzhande.lt w e r d e n  sollen.
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Ueber die bisherige B e r i c h t e r s t a t t u n g  der Schweiz. 
N ation a l b a n k  (Monatsberichte, das Bankwesen, etc.) 
und der ei dg. B a n k e n k o m m i s s i o n  (Jahresbericht) soll 
liber folgende Gebiete dem Parlament R echenschaft a b ­
gelegt werden:

- S t atist iken über D e v i s e n g e s c h ä f t e  und W e c h s e l k u r s ­
ent wicklung, stark geglieder te Kapit alverk ehrs-  
stati sti k (SNB ).

- Angaben über den Risikograd der A u s l a n d v e r f l e c h t u n g  
des F i n anz platze s Schweiz, i n s beson dere Grossrisiken 
mit dem Ausland (SNB)

- f i s k a l p o l i t i s e h e  Aspekte der Banke ntätig keit,  i n s b e ­
sondere V e r r e c h n u n g s s t e u e r v e r m e i d u n g ,  S t eu erumg ehunge n 
durch i nstit u t i o n e l l e  G rund lagen (BaK, eventuell z u ­
sammen mit E S t V ) .

- K r e d i t t ä t i g k e i t  der Banken in regional - 'Sektoral- 
und b e s c h ä f t i g u n g s p o l i t i s c h e r  Hinsicht

- Gläub i g e r s c h u t z ,  Zusa mm e n b r ü c h e  und Verlustf älle

- a u s s e n p o l i t i s c h  bedeu tsame  Geschäfte, insbesondere 
Kredite an E n t w i c k l u n g s l ä n d e r  und int. Org anisa tionen

Das Parl ament kann eine ständige Kommission einsetzen, 
die sich mit den Berichten befasst und g eset zgebe rische  
Mas snahme n auslöst.
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Absatz T\ (3. Paket)

Die G e s etzgeb ung erlässt B e stim munge n zur Begrenzung der Verflechtung 
zwischen Banken und ändern Unternehmen.

Ziel: Vie V e r f l e c h t u n g s b e g r e n z u n g  zielt au £ M a c h t b e g r e n z u n g  und 
B eh inderung des V e r m a c h t u n g s - und K o n z e n t r a t i o n s p r o z e s s e s  
in der W i r t s c h a f t  ["Verkrebsung" mit mächtigen, u n ü b e r s e h ­
baren F i n a n z g e b i l d e n ). Vie B e t r ie be  des s e k u n d ä r e n  und t e r ­
t iä re n SektO'U s o l l e n  nicht zu n ehmend unter die K on trolle von 
F i n a n z i m p e r i e n  geraten. Eine dezen tr al is i er te , auf Mit be st im m un g 
oder S e l b s t v e r w a l t u n g  b as ie r e n d e  W i r t s c h a f t s t ä t i g k e i t  soll 
nicht a u s g e s c h l o s s e n  sein. Vie V e z e n t r a l i s a t i o n s v o r s t e l l u n g  
e nt sp r i c h t  auch den V e r fa ss er n des Entwurfs 197 8 für eine 
T o t a l r e v i s i o n  der B u n d e s v e r f a s s u n g  (Art. II, Abs. 2).

Gesetzgebung: Regelt auch die mög liche  Umgehung durch 
Ue b e r t r a g u n g e n  an Ein zel p e r s o n e n  (Anwälte, T r e u ­
händer e t c . ) .

B a n k e n : Institute gemäss Ba nkengesetz, Art.l, Abs.l, 
ohne die Fi nanzg esel l s c h a f t e n .  Die V e r f 1echtungs- 
begrenz ung resp. Entfle chtun g soll also zwischen 
Banken und allen übrigen Fin anz g e b i l d e n  vorgenommen 
w e r d e n .

andere Unternehmen: Auch F i n a n z g e s e l l s c h a f t e n ,  die 
gemäss Art. 1, Abs. 2 dem Ban kengesetz unterstellt 
sind, sowie alle übrigen Gese l l s c h a f t e n  und K ö r p e r ­
schaf ten .

Beg renzun g der V e r f l e c h t u n g : Der Begriff der Begrenzung 
kann in seiner Doppel b e d e u t u n g  verstanden werden: 
Begrenzung  als Gre nz z i e h u n g  im heutigen Zustand; oder 
Begrenzung  im Sinne einer V e rminde rung der Verflechtung, 
Der Absatz 5 ist eine Auftrags- und Kompetenznorm, die 
der g e s e t z g e b e r i s c h e n  Gestal tung Fle xibil ität b e ­
lässt. Diese F l e xib ilitä t kommt auch in den nachstehenden 
G e s t a l t u n g s v o r s c h l ä g e  zum Ausdruck.

Die V e r f l e c h t u n g s b e g r e n z u n g  bezieht sich insbesondere
auf die drei Bereiche
- B e t e i l i g u n g e n
- V e r w a l t u n g s r a t s m a n d a t e
- Depo tstimm en

bei Bet eiligungen: Dauernder A k t i e n b e s i t z  gilt als 
dauernde Betei ligung  gemäss V e rordn ung zum B a n k e n ­
gesetz. Für den dau ernden Akt ien b e s i t z  wird der 
Zweck der I n t e r es senna hme oder der Beh errschung 
a n g e n o m m e n .
Für B e t e il igunge n über 5% des Aktie n k a p i t a l s  anderer 
Unt ernehm en bedarf es einer Bewil ligun g der K a r t e l l ­

kommission. Der Prozentanteil wird aufgrund konso-
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lid ierter  J a h r e s r e c h n u n g e n  dieser U nternehmen 
ermittelt. Kredite an Unternehmen, an denen eine 
starke B e teili gung besteht, gelten als dauernde 

Beteiligung. Dauernde Betei 1 igungen,die 20% des 
E igenk a p i t a l s  anderer  U n te rnehme n übersteigen, 
sind unzulässig. Betei l i g u n g e n  auch über 20% 
werden aber befristet bewilligt für folgende Fälle:

- für die v o r ü b e r g e h e n d e  Sic herung von Forderungen 
der Bank

- Zur Wahrung der Erhaltung von A r b e i t s p l ä t z e n

- Zur Wahr ung der s c h w e i z e r i s c h e n  Kontrolle.

Die Bew ill i g u n g  zur v o r ü b e r g e h e n d e n  Sicherung 
von F orde rungen  muss zeitlich bis 5 Jahre b e ­
fristet werden. Nach A b la uf dieser Frist muss 
das A k t i e n p a k e t  in a n g e m e s s e n e m  Zeitr a u m  bis auf 
die erla ubten 5% oder die b ewill igte Höhe (bis 202) 
ver äus s e r t  werden. Die B ewill i g u n g  zur Wahrung 
der s c h w e i z e r i s c h e n  Kontrolle wird gewährt, wenn 
n a c h w e i s l i c h  A n s t r e n g u n g e n  zur Ue berna hme durch 
A u s l ä n d e r  vorliegen. Die B e will igung  ist jä hrlich 
zu erneuern.

bei V e r w a l t u n g s r a t s m a n d a t e n : V e r w a l t u n g s r a t s m a n d a t e  
von B a n k a n g e h ö r i g e n  (siehe Def. unter Abs. 4a) 
und V e r w a l t u n g s r a t s m i t g l i e d e r n  von Banken bei 
anderen Unter n e h m e n  sind durch die K a r t e l l k o m ­
mission zu bewilligen. Vor der B e willi gung läuft 
eine E i n s p r a c h e f r i s t  von drei Monaten. E i n s p r a c h e ­
berech t i g t  sind Personen, die ein ber echtigtes 
Interesse anmelden können (Beschäftigte, G e w e r k ­
schaften, V e r t r e t e r  ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e r  K ö r p e r ­
schaften, jedoch nicht Banken).

Eine Va riante dazu stellt die Begren zung der Zahl 
der V e r w a l t u n g s r a t s s i t z e  von B a n k e n V e r t r e t e r n  
auf z.B. fünf dar (Analogie zur Lex Abs in der 
BRD).

Als w e i t e r e  Variante kommt die zahle n m ä s s i g e  
B egren zung der B a n k e n v e r t r e t e r  in V e r w a l t u n g s ­
räten der übrigen U nte rnehm en auf z.B. einen 
Zehntel der Sitze (mind. 1) in Frage.

bei D e p o t s t i m m e n : Das Ziel, den b e h e r r s c h e n d e n  E i n ­
fluss (via D e p o t s t i m m r e c h t e )  der Banken in den 
A k t i o n ä r s v e r s a m m l u n g e n ,  e i n z u s c h r ä n k e n  lässt 
sich durch v e r s c h i e d e n e  Vari anten erreichen:

- F es tlegun g eines oberen Plafond Stimmenanteil 
für jede Bank: z.B. jede Bank darf höchstens 
10% der Stimmen ausüben.

- F estl egung  eines G e s a m t p l a f o n d  für alle Banken: 
Die Banken zusammen dürfen nie die Mehrheit 
der Stimmen haben.
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- A e n d er ung des V e r tr etung srecht s: die Banken 
dürfen nur nach jedesmal neu e ingeholten 
Mandaten ihrer Deponenten die Stimme abgeben, 
(ev. die v ersch i e d e n e n  Varianten kombiniert).

Absatz 6 (4. Paket)

Die G e set zgebu ng regelt die V e r s i c h e r u n g s p f l i c h t  der Banken für 
Einlagen, soweit keine S t a a t s g a r a n t i e  b e s t e h t .

212.1: Kle in e re  Spare.*, s o l l e n  g e s c h ü t z t  w e r d e n  und vor 1/erlusten  
durch finanzpolitische. H a z a r d s p i e l e , die sie. ja nicht ü b e r ­
blic ke n können, s i c h e r  sein, der E i n l eg er s ch ut z ist in die 
P e r s p e k t i v e  des K o n s u m e n t e n s c h u t z e s  e i n z u r e i h e n . Für die 
K a n t o n a l b a n k e n  und Sparkass en mit ö f f e n t l i c h e r  Ga ra n t i e  
t r a g e n  die S t e u e r z a h l e r  (K o n s u m e n t e n ) bereits eine " R i s i k o ­
prämie" durch i hr e G a r a n t i e l e i s t u n g , w e s ha lb  diese Banken 
nicht e i n l e g e r s c h u t z p f l i c h t i g  w e r d e n  müssen.

Der Gese tz g e b u n g  steht es nach dem Willen der 
Initianten grun ds ä t z l i c h  frei, ein V e r s i c h e r u n g s - 
modell mit privater A ssekur anz mit einem Fonds 
unter Banken oder einem staatlichen, von der B a n k e n ­
prämien g eäuf fneter  G a r a n tiefo nds vorzusehen.

WER? Banken

Institute nach B a n ken-Ge setz Art. 1 Abs. 1 und 2, 
jedoch nicht zwingend Institute, welche sich nicht 
öff entlic h zur Annahme fremder Gelder empfehlen. 
Kan ton a l b a n k e n  mit S t a a t s g a r a n t i e  sind von der 
Pflicht befreit, ebenfalls regionale Sparkassen 
etc. mit G e m e i n d e g a r a n t i e n ,  sofern die potentiellen 
Ga r a n t i e l e i s t u n g e n  der Gemeinden im Verhältnis  zu 
den Risiken genügend hoch sind oder durch den b e ­
treffenden  Kanton (oder die Kantonal b a n k ) a b g e ­
sichert sind.

WAS? Ein!agen

Sparei nlagen , Depositen- und Einlag eheft e, K a s s e n ­
o b l i g a t i o n e n  (e ingeschlossen sind somit auch Salär- 
und Privatkonti etc.) von n at ürlic hen Personen und 
von privaten F ü r s o r g e e i n r i c h t u n g e n  jedoch nicht 
zwingend von j u r i s t i s c h e n  Personen. (Wünschbar, 
jedoch nicht zwingend, wäre Einbezug von Vereinen).

U m f a n g : m i n d e s t e n s  bis 50' 000 Fr. pro Einleger volle 
Ga r a n t i e l e i s t u n g ;  m a x i male Deckung 1 0 0 1000 Fr. pro 
Einleger; steigen der S e lb stbeh alt von Fr. 50' 000 
bis Fr. lOO'OOO.
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Dem b e hör dlich en A u s k u n f t s r e c h t  e n t g e gen ste h e n d e  Bes timmungen des 
Bundes sind a u f g e h o b e n .

Dieser Satz bezieht sich auf Absatz 3, a 1 . a , b., und d 
Bestimmungen: Gesetze und Verord n u n g e n  auf Bundesebene, 
die die A u s k u n f t s e i n h o l u n g  durch S t e u e r b e h ö r d e n  bei 
Banken etc. a l 1 f ä l 1 igerweise aussch l i e s s e n  . Kantonale 
Bestimmu ngen,  die die A u s k u n f t s e i n h o l u n g  derjen igen k a n t o ­
nalen S t e u e r b e h ö r d e n  behindern, welch e auch die W e h r ­
steuern veranlagen, sind für die e i d g e n ö s s i s c h e n  Steuern 
ebenfalls aufzuheben.

Artikel 11 des A u s l i e f e r u n g s g e s e t z e s  (resp. Art. 3 
Abs. 3 des neuen B u n d e s g e s e t z e s  über inter natio nale 
Rechts h i l f e  in S t r a f s a c h e n ,•E n t w u r f ) werden aufgehoben.

Auf die V erfol g u n g  von Vers tö s s e n  gegen die S t e u e r v o r s c h r i f t e n  , die 
vor Inkrafttrete n dieses Verf assung s a r t i k e l  verübt werden, finden die 
B e s timmu ngen über die Pflicht zur A u s k u n f t s e r t e i l u n g  der Banken keine 
A n w e n d u n g .

Dieser Satz bezieht sich auf Abs. 3 a l . a,b und d.
Keine r ü c k w i r k e n d e  B e s t r a f u n g s m ö g l i c h k e i t .  I n k r a f t ­
setzung des V e r f a s s u n g s a r t i k e l s  kann mit einer S t e u e r - 
amnesti e ve rbunden werden. Wenn die N i c h t d e k l a r a t i o n  
früher a n g e l e g t e r  Vermögen auch nach Inkra fttre ten des 
Artikel s fort ge s e t z t  wird, e n t b i ndet dies nicht mehr 
von der A u s k u n f t s p f l i c h t ,  aber die S t r a f v e r f o l g u n g  darf 
nicht auf frühere H i n t e r z i e h u n g  au sged e h n t  werden.

Bei der i n t e r n a t i o n a l e n  Rechtshilfe:

Die A u s k un ftser tei 1 ung über früher angeh'äufte, heute 
noch b e stehe nde Verm ögen in der Schweiz soll damit nicht 
a u s g e s c h l o s s e n  werden, aber die R echtsh ilfe darf nur nach 
dem Grundsatz der S p e z i a l i t ä t  erfolgen, d.h. die ersuchende 
a u s l ä n d i s c h e  Behörde muss garantier en, dass keine r ü c k ­
w i r k e n d e  S t r a f v e r f o l g u n g  stattfindet. Wo Staats Verträge 
die Rec hts h i l f e  behindern, wird die neue Regelung o h n e ­
hin erst mit der Inkr af t s e t z u n g  neuer s t a a t s v e r t r a g l i c h e n  
Abm ach u n g e n  wirksam.
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